Zulassungsbeschrankungsverordnung

Verordnung
der Sachsischen Staatsregierung
zur Beschrankung der Zulassung zum Vorbereitungsdienst fiir alle Lehramter
(Zulassungsbeschrankungsverordnung —

ZuVBD-VO)!
Vom 12. Juli 1993
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Aufgrund von § 24 Abs. 1 des Beamtengesetzes fiir den Freistaat Sachsen (SachsBG) vom 17. Dezember 1992
(SachsGVBI. S. 615) wird verordnet:

§1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt fiir die Zulassung zu den Vorbereitungsdiensten fiir die Lehramter an Grund-, Mittel-,
Forderschulen, die Hoheren Lehramter an Gymnasien und berufsbildenden Schulen im Rahmen der Zahl der
héchstens aufzunehmenden Bewerber (Zulassungszahl).

§2

Zulassungszahlen, Bedarfsfacher

(1) Fir den Zulassungstermin 2004 werden fir das H6here Lehramt an berufsbildenden Schulen 69 Bewerber, fiir
das Lehramt an Férderschulen 50 Bewerber, flir das Lehramt an Grundschulen 68 Bewerber, fiir das Hohere
Lehramt an Gymnasien 67 Bewerber und flir das Lehramt an Mittelschulen 39 Bewerber zugelassen.

(2) Wird die Zulassungszahl in einem Lehramt nicht ausgeschépft, kdnnen die nicht vergebenen Stellen auf andere
Lehréamter Gbertragen werden.

(3) An der Ausbildung fiir das Hohere Lehramt an Gymnasien besteht fir die Facher Deutsch, Geschichte, Englisch
und Franzdsisch nur eine begrenzte Ausbildungskapazitatin Ho6he von héchstens 12 Ausbildungsplétzen je Fach.
2

§3

Verteilung der Ausbildungsplatze

(1) Vorab werden die Bewerber zugelassen, die eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 oder 2 des
Grundgesetzes erfilllt oder eine mindestens zweijéhrige Tatigkeit als Entwicklungshelfer im Sinne des
Entwicklungshelfergesetzes vom 18. Juni 1969 (BGBI. | S. 549) geleistet oder das freiwillige soziale Jahr im Sinne
des Gesetzes zur Férderung des freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August 1964 (BGBI. | S. 640), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Férderung eines freiwilligen 6kologischen Jahres (FOJ-
Férderungsgesetz — FOJG) vom 17. Dezember 1993 (BGBI. | S. 2118), oder das freiwillige dkologische Jahrim
Sinne des FOJ-Férderungsgesetz abgeleistet haben und ohne diese Dienstleistung bereits zum
Vorbereitungsdienst zugelassen worden waren oder die zugelassen waren, wegen der Dienstleistung jedoch den
Vorbereitungsdienst nicht ableisten konnten. Die Zahl der hiernach zuzulassenden Bewerber darf jedoch

30 vom Hundert der vorhandenen Ausbildungsplatze nicht Gbersteigen.

(2) Von den nach der Vorabzulassung geméaB Absatz 1 verbleibenden Platzen werden vergeben

1. mindestens 50 vom Hundert nach Eignung und Leistung der Bewerber,

2. mindestens 35 vom Hundert nach der Dauer der Zeit seit der ersten Antragstellung auf Zulassung zum
Vorbereitungsdienstim Freistaat Sachsen (Wartezeit),

3. hdchstens 15 vom Hundert bei besonderen persdnlichen oder sozialen Hartefallen.

(3) Kénnen nicht alle Bewerber, die die Voraussetzungen nach Absatz 1 erflllen, zugelassen werden, so gilt
Absatz 3 entsprechend. Sind im Rahmen der Auswahl nach Absatz 3 Bewerber ranggleich, haben die Bewerber
den Vorrang, die eine Dienstleistung im Sinne von Absatz 1 abgeleistet haben, im tbrigen entscheidet das Los.
Bleiben im Rahmen der Auswahl nach Absatz 3 Nr. 2 und 3 Platze frei, werden diese nach Absatz 3 Nr. 1
vergeben.

(4) Im Rahmen der Auswahl nach Absatz 3 Nr. 2 wird nur die Wartezeit berlcksichtigt, in welcher der Bewerber zu
jedem Zulassungstermin einen Antrag auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst gestellt hat (ununterbrochene
Bewerbung); wurde die Bewerbung unterbrochen, bleibt die bis zur Unterbrechung der Bewerbung verstrichene
Wartezeit unberiicksichtigt. Besondere Fristen fiir die Bewerbung zur Zulassung zum Vorbereitungsdienst in
Ausbildungs- und Priifungsordnungen bleiben unberlihrt; die Fristen sind jedoch so lange gehemmt, wie der

Vorbereitungsdienst infolge der Beschrankung der Zulassung nicht begonnen werden kann. 3
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§4
Auswabhlkriterien

(1) Fur die Auswahl nach Eignung und Leistung zu den Vorbereitungsdiensten fiir die Lehramter an Grund-, Mittel-,
Forderschulen und fiir das Hohere Lehramt an Gymnasien ist die Gesamtnote, die der Bewerber in der Ersten
Staatsprifung erhalten hat, maBgebend.

(2) Fur die Auswahl nach Eignung und Leistung zum Vorbereitungsdienst fiir das Héhere Lehramt an
berufsbildenden Schulen haben die Bewerber Vorrang, die die Erste Staatspriifung abgelegt haben oder nach
MaBgabe der fiir sie geltenden Priifungsordnung auch in Erziehungswissenschaft ausgebildet wurden. Fir
Bewerber mit einer Ausbildung in Wirtschaftspddagogik (Fachrichtung | Diplomhandelslehrer und Fachrichtung Il
Wirtschaftspadagogik und ein allgemein bildendes Zweitfach) stehen je Fachrichtung 10 Ausbildungsplétze zur
Verfligung. Fiir Bewerber mit einem vom Staatsministerium fir Kultus anerkannten anderen Studienabschluss
(Diplommedizinp&dagoge, Diplompflegepadagoge) stehen insgesamt 10 Ausbildungsplatze zur Verfligung.

Im Ubrigen ist maBgebend:
1. Bei Bewerbern mit einer Ersten Staatspriifung eines anderen Landes der Bundesrepublik Deutschland fiir
ein Lehramt und bei Bewerbern mit der Diplomhandelslehrerprifung die Durchschnittsnote, die sich aus

den Noten der Facher, in denen die Bewerber auszubilden sind, und aus der Note in
Erziehungswissenschaft ergibt;

2. bei Bewerbern mit einer anderen Ersten Staatspriifung fiir ein Lehramt ohne Note fiir
Erziehungswissenschaft die Durchschnittsnote aus den Fachern, in denen die Bewerber auszubilden
sind, und

3. bei Bewerbern mit einem vom Staatsministerium fiir Kultus anerkannten anderen StudienabschluB die
Gesamtnote.

(3) Im Verfahren geman § 3 Abs. 3 Nr. 2 (Wartezeit) wird zunéachst die geméaB Absatz 1 und 2 maBgebende Note
zugrunde gelegt. Diese verbessert sich bei ununterbrochener Bewerbung fiir jede aus Mangel an
Ausbildungsplatzen erfolglose Bewerbung um 0,25. Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.

(4) Zur Durchfihrung eines Losverfahrens werden die Bewerber mit gleichem oder unmittelbar nachstehendem
Rang ausgewahlt, in deren Facherverbindung das giinstigste Verhaltnis zwischen der Anzahl an Bewerbern und

der Anzahl an Ausbildungsplatzen besteht. 4

§5

Nachriickverfahren

(1) Tritt ein Bewerber den Vorbereitungsdienst zu dessen Beginn nicht an, so wird die Zulassung unwirksam,
sofern dem Bewerber nicht auf Antrag von dem nach § 6 Abs. 2 zustédndigen Regionalschulamt vor Beginn des
Vorbereitungsdienstes gestattet wurde, zu einem spateren Zeitpunkt in den Vorbereitungsdienst einzutreten.

(2) Das Auswahlverfahren fiir die Besetzung freigebliebener oder freigewordener Ausbildungsplatze soll
spéatestens zwei Wochen nach Beginn des jeweiligen Vorbereitungsdienstes abgeschlossen sein. 5

§6

Bewerbungstermine, Zulassungsantrag

(1) Der Antrag auf Zulassung ist durch den Bewerber fiir den Vorbereitungsdienst fir die Lehrdmter an Grund-,
Mittel- und Férderschulen sowie fiir die Hoheren Lehramter an Gymnasien und berufsbildenden Schulen bis zum
1. Méarz des betreffenden Jahres zu stellen.

(2) Der Zulassungsantrag ist unter Verwendung der bei den Regionalschuldmtern erhéltlichen Vordrucke zweifach
bei dem Regionalschulamt einzureichen, in dessen Bezirk das vom Bewerber in erster Linie gewlinschte Staatliche
Seminar liegt. Dem Zulassungsantrag ist das Zeugnis Uber die fur die Zulassung zum Vorbereitungsdienst
geforderte Erste Staatspriifung in amtlich beglaubigter Kopie beizufligen.

(3) Zulassungsantrage, die verspétet eingehen, der Form gemaB Absatz 2 Satz 1 nicht entsprechen oder denen
das Zeugnis in amtlich beglaubigter Kopie nicht beiliegt, werden in das Auswahlverfahren nicht einbezogen. Form-
und fristgerecht gestellte Zulassungsantrage von Bewerbern, die zu dem in Absatz 1 genannten Termin die Erste
Staatsprifung fir ein Lehramt noch nicht abgeschlossen haben, werden noch in das Auswahlverfahren
einbezogen, wenn die Priifungsergebnisse dem Sachsischen Staatsministerium fir Kultus bis zum 20. Juni des
betreffenden Jahres vorliegen.

(4) Dem Zulassungsantrag sind ferner beizufiigen:

1. von Bewerbern, die einen Harteantrag stellen, Nachweise Uber die Tatsachen, mit denen sie das
Vorliegen eines besonderen personlichen oder sozialen Hartefalles begriinden,
2. von Bewerbern, die einen Dienst oder eine Dienstpflicht gemaB § 3 Abs. 1 oder 2 abgeleistet haben,

amtliche Nachweise hieriiber,

3. von Bewerbern, die eine besondere sachliche Notwendigkeit fir die Zuweisung an einen bestimmten
Ausbildungsort geltend machen, Nachweise Uber die Tatsache, mit denen sie die besondere
Notwendigkeit begriinden.

(5) Die in Absatz 1 und 3 genannten Fristen sind AusschluBfristen. 6

§7

Zustandigkeiten

(1) Das Staatsministerium fir Kultus ist zustandig far

1. die Auswahl der Bewerber, die nach §§ 3 bis 5 zugelassen werden und
2. die Zuweisung dieser Bewerber zu einem bestimmten Staatlichen Seminar.
Es kann auBerdem die Ausbildungsschule benennen, der ein Bewerber im Falle seiner Zulassung zuzuweisen ist.
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(2) Die Regionalschuldmter sind zustandig far

1. die Entscheidung Uber den Antrag auf Zulassung nach den jeweiligen Verordnungen tber den
Vorbereitungsdienst und die Zweite Staatsprifung fir Lehramter und

2. die Ablehnung der Zulassung der Bewerber, die sich bei ihnen beworben haben und denen gemaB §§ 3
bis 5 kein Ausbildungsplatz zugewiesen werden kann. 7

§8
(aufgehoben) 8

§9

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1993 in Kraft. Sie findet erstmals Anwendung auf das
Zulassungsverfahren fir die mit dem Schuljahr 1993/1994 beginnenden Vorbereitungsdienste.

Dresden, den 12. Juli 1993

Der Ministerprasident
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Der Staatsminister fiir Kultus
Friedbert GroB

1 Uberschrift geandert durch Verordnung vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319)

2 § 2 geéndert durch Verordnung vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319), durch Verordnung vom
10. Juli 1995 (SachsGVBI. S. 214), durch Verordnung vom 12. Juni 1996 (SachsGVBI. S. 237), durch
Verordnung vom 11. Juni 1997 (S&chsGVBI. S. 450), durch Verordnung vom 2. Juni 1998
(SachsGVBI. S. 274), durch Verordnung vom 11. Juli 2002 (S&chsGVBI. S. 220), durch Verordnung vom
12.Juli 20083 (SachsGVBI. S. 177) und durch Verordnung vom 10. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 229)

3 § 3 gedndert durch Verordnung vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319), durch Verordnung vom
11.Juni 1997 (SachsGVBI. S. 450) und durch Verordnung vom 10. Juni 2004 (S&chsGVBI. S. 229)

4 § 4 gedndert durch Verordnung vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319) und durch Verordnung vom
10. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 229)

5 § 5 geédndert durch Verordnung vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319) und durch Verordnung vom
10. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 229)

6 § 6 gedndert durch Verordnung vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319) und durch Verordnung vom
10. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 229)

§ 7 geédndert durch Verordnung vom 10. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 229)
§ 8 aufgehoben durch Verordnung vom 10. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 229)

Anderungsvorschriften
Verordnung der Sachsischen Staatsregierung zur Anderung der Verordnung zur Beschrankung der
Zulassung zum Vorbereitungsdienst fir alle Lehramter

vom 20. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1319)

Zweite Verordnung der Sachsischen Staatsregierung zur Anderung der Verordnung zur Beschrankung
der Zulassung zum Vorbereitungsdienst fir alle Lehramter

vom 10. Juli 1995 (S&chsGVBI. S. 214)

Dritte Verordnung der Sachsischen Staatsregierung zur Anderung der Verordnung zur Beschrankung
der Zulassung zum Vorbereitungsdienst fir alle Lehramter

vom 12. Juni 1996 (S&chsGVBI. S. 237)

Vierte Verordnung der Sachsischen Staatsregierung und des Sachsischen Staatsministeriums fir
Kultus zur Anderung der Zulassungsbeschrankungsverordnung

vom 11. Juni 1997 (SachsGVBI. S. 450)

Fiinfte Verordnung der Sachsischen Staatsregierung zur Anderung der
Zulassungsbeschrankungsverordnung

vom 2. Juli 1998 (SachsGVBI. S. 274)

Sechste Verordnung der Séchsischen Staatsregierung zur Anderung der
Zulassungsbeschrankungsverordnung

vom 11. Juli 2002 (S&chsGVBI. S. 220)

Siebente Verordnung der Sachsischen Staatsregierung zur Anderung der
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Zulassungsbeschrankungsverordnung

vom 12. Juli 2003 (SachsGVBI. S. 177)

Achte Verordnung der Sachsischen Staatsregierung zur Anderung der
Zulassungsbeschrankungsverordnung

vom 10. Juni 2004 (S&chsGVBI. S. 229)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 26.06.2004 Seite 4 von 4



	Verordnung der Sächsischen Staatsregierung  zur Beschränkung der Zulassung zum Vorbereitungsdienst für alle Lehrämter  (Zulassungsbeschränkungsverordnung –  ZuVBD-VO)1
	§ 1  Geltungsbereich
	§ 2  Zulassungszahlen, Bedarfsfächer
	§ 3  Verteilung der Ausbildungsplätze
	§ 4  Auswahlkriterien
	§ 5  Nachrückverfahren
	§ 6  Bewerbungstermine, Zulassungsantrag
	§ 7  Zuständigkeiten
	§ 8  (aufgehoben) 8
	§ 9  Inkrafttreten

	Änderungsvorschriften

